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Rasant steigende Mieten und zu wenig be-
zahlbarer Wohnraum in den Städten auf 
der einen Seite, zunehmender Leerstand 
in Ortskernen und Wohngebieten im länd-
lichen Raum auf der anderen Seite. Der 
Wohnungsmarkt im Saarland entwickelt 
sich uneinheitlich. Wohnen ist zu einem zen-
tralen Zukunftsthema im Saarland gewor-
den – für vitale Dörfer und Städte und das 
soziale Zusammenleben in den Quartieren. 
Die Problemlagen zum Wohnen im Saarland 
sind landesweit höchst unterschiedlich und 
erfordern differenzierte Strategien.

Die demographische Entwicklung im Saarland 

stellt sich ungünstiger dar, als in 

anderen westdeutschen Län-

dern. Dörfer im ländichen Raum 

haben mit Abwanderung und 

Leerständen zu kämpfen. Auch 

vom Strukturwandel betroffene 

Städte wie Völklingen und Neun-

kirchen werden durch demo-

graphische Entwicklung und industriellen Rück-

bau ähnliche degressive Entwicklungen erfahren 

wie typische ländliche Räume. In Völklingen bzw. 

Neunkirchen könnte eine relative Bevölkerungs-

entwicklung bis 2030 von -5,5% bzw. -9,7% er-

folgen. Es drohen Wertminderungen bis hin zur 

Unverkäuflichkeit von Immobilien und Gebäude-

leerständen in Dörfern und kleinen Städten. An-

derseits kommt es in Teilen der Landkreise Mer-

zig-Wadern und Saarlouis wegen der Nähe zu 

Luxemburg sowie der Landeshauptstadt Saar-

brücken wegen des Zuzugs ins Oberzentrum zu 

erhöhter Nachfrage.

Eine Wohnung ist keine wirtschaftliche Ware, 
die ohne Schutz den Kräften des Marktes aus-
gesetzt werden darf. Die eigene Wohnung bietet 

Schutz und Zuflucht, sie schafft Privatsphäre und 

Individualität. Wohnen ist Grundrecht, wir brau-

chen deshalb bezahlbare Mieten für alle und be-

zahlbares Wohneigentum.

Die Wohnkosten beanspruchen den mit Abstand 

größten Teil des verfügbaren Einkommens. Woh-

nungspolitik ist daher immer auch im Zusam-

menhang mit der sozialen und wirtschaftlichen 

Situation der Menschen zu sehen. Je 

kleiner das Einkommen, desto höher 

ist in der Regel der Anteil, den die 

Wohnungskosten einnehmen. 

Gut Wohnen heißt, eine Wohnung zu 

haben, die den individuellen und fa-

miliären Bedarf in Hinblick auf Grö-

ße, Ausstattung und Lage berücksichtigt. Woh-

nen muss bezahlbar sein, auch für Menschen, die 

eine barrierefreie Wohnung brauchen. Die Men-

schen sollen möglichst lange in ihrem sozialen 

Umfeld bleiben können, auch wenn sich die Le-

benssituation ändert. 
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Und nicht zuletzt muss auch die weitere äußere Infra-

struktur stimmen, etwa in Hinblick auf ÖPNV, Versor-

gung, soziales Leben, Schulen und Kinderbetreuung, 

aber auch in Hinblick auf die Gestaltung des öffentli-

chen Raums. 

Deshalb muss auch das Wohnumfeld in eine Woh-

nungspolitik einbezogen werden. Menschen brauchen 

funktionierende Quartiere und Ortskerne. Daher muss 

hat in den vergangenen Jahren wichtige Schritte in die-

se Richtung unternommen: u.a. die Wohnraumoffensive 

mit 1,2 Mio. neuen Wohnungen, Baulandmobilisierungs-

gesetz, Aufstockung der Mittel zur Wohnraumförderung, 

Erleichterungen im Baurecht … 

Die Länder sind seit 2006 weitgehend zuständig für die 

Wohnungspolitik. Die Maßnahmen und Impulse des Saar-

landes sind bislang nicht ausreichend, etwa bei der sehr 

auch die Stadtentwicklung sowie die Entwicklung von 

Wohnquartieren, Dörfern und Ortskernen zentraler Be-

standteil der Wohnungspolitik im Saarland sein.

Segregation findet statt. Ohne staatliche Steuerung zur 

Schaffung neuer Sozialwohnungen ballen sich bedürfti-

ge Mieter:innen in den Vierteln mit älterem und günsti-

gerem Wohnungsbestand. Damit einher geht auch eine 

Konzentration sozialer Benachteiligung und Trading-

down-Tendenzen ganzer Stadtviertel. Es ist auch nicht 

akzeptabel, wenn es sich Menschen mit geringerem Ein-

kommen, Geflüchtete und Familien nicht mehr leisten 

können, in Neubauten oder gut renovierten Altbauten zu 

wohnen, sondern nur noch in Altbauten schlechter Qua-

lität. Ziel muss eine soziale Durchmischung von Städten 

und Gemeinden, Quartieren und Wohnblocks sein. Ar-

mutsbekämpfung muss quartiersbezogen erfolgen.

Eine gute Bau- und Wohnungspolitik erfordert die ge-

meinsame Kraftanstrengung auf allen Ebenen. Der Bund 

schleppend vorankommenden sozialen Wohnraumför-

derung, der Unterstützung der Kommunen bei der Schaf-

fung von Wohnraum sowie der Vernetzung der öffentli-

chen und privaten Akteure oder der Fortschreibung des 

Landesentwicklungsplans. Politischen Handlungsbedarf 

begründen auch steigende Baukosten sowie verbreiteter 

Leerstand, Baulücken und Schrottimmobilien. Zukünftig 

braucht das Land valide, aktuelle Daten zu Angebot und 

Nachfrage am Wohnungsmarkt, zur Mietenentwicklung 

und zum öffentlichen und privaten Wohnungsbau. In den 

letzten Jahren sind die Baukosten massiv gestiegen. Dies 

verschärft das Problem, sowohl im Wohneigentum als 

auch bei der Schaffung von Mietwohnungen.  Ursachen 

sind explodierende Bodenpreise, Mangel an Bauland und 

Nachfragedruck. Hinzu kommen politische Entscheidun-

gen wie Energieeffizienz, Sicherheit, Brandschutz, Barrie-

refreiheit und Vorgaben der Stadtgestaltung. Öffentliche 

Wohnbauförderung muss für einen sozialen Ausgleich 

sorgen.

FÜR LEBENDIGE 
QUARTIERE UND 
ORTSKERNE 



I
Der soziale Wohnungsbau mit wohnungsrechtli-

cher Bindung ist seit den 1990er Jahren weitgehend 

zum Erliegen gekommen. Entsprechend sind in den 

letzten Jahren fast alle Wohnungen aus der Miet-

preisbindung gefallen. Während es 2005 noch rund 

5.000 Sozialwohnungen im Saarland gab, liegen wir 

Stadt Mai 2021 bei 637 Wohnungen. Auch wenn sich 

die Zahl auf niedrigem Niveau stabilisiert hat (2018: 

530 gebundene Mietwohnungen), brauchen wir 

einen deutlichen Aufwuchs an echten Sozialwoh-

nungen mit Mietpreisbindung. Und wir brauchen sie 

dort, wo der größte Bedarf herrscht.

Beispiel Saarbrücken: 2018 beschrieb eine Studie der 

Hans-Böckler-Stiftung das Fehlen 

von 17.000 Wohungen im preisgüns-

tigen Segment in der Landeshaupt-

stadt. Die Mietkosten in Saarbrü-

cken sind zwischen 2009 und 2019 

um 35% auf 7,40 EUR (Median, An-

gebote Immowelt) angestiegen. In 

den angebotenen Größen steigen 

die Mieten kontinuierlich. Insbe-

sondere die Quadratmeterpreise in 

kleineren Wohnungen bis 40 Qua-

dratmeter sind mit 9,70 EUR beachtlich, während 

der Median bei Wohnungen bis 80 Quadratmeter 

bei 7,50 EUR liegt. Gleichzeitig ist der Bedarf an klei-

neren Wohnungen in Städten besonders hoch. Die 

Versorgungslage der Großstadthaushalte mit an-

gemessenen und leistbaren Wohnungen liegt laut 

einer aktuellen Studie der Hans-Böckler-Stiftung in 

Saarbrücken nur bei 40,71%. Demnach sind 59,29% 

der Saarbrücker:innen nicht mit angemessenen 

und bezahlbaren Wohnungen versorgt. In Saarbrü-

cken ist der Anteil der Haushalte, die über 30 Pro-

zent ihres Einkommens für die Miete ausgeben, 8,7 

Prozent höher als im Bundesschnitt (49,2 Prozent). 

Auch im Vergleich zu anderen Großstädten ist das 

eine nicht akzeptable Situation. 

Insbesondere einfache Wohnungen weisen eine 

hohe Mietkostensteigerung auf. Eine aktuelle 

Untersuchung des Immobilienverbandes Region 

West (IVD) zeigt, dass sich die Höhe für eine Drei-

Zimmer-Wohnung in Saarbrücken mit ca. 70 Qua-

dratmeter Wohnfläche gegenüber dem Vorjahr 

im „einfachen“ Segment um 8% erhöht hat, im 

„mittleren“ Segment um 6% und im „guten“ Seg-

ment um 4%. 

Schaffung attraktiver Förderrichtlinien 
im sozialen Wohnungsbau
In den verdichteten städtischen Siedlungsräumen 

wie Saarbrücken oder im ländlichen Raum an der 

Grenze zu Luxemburg sind Wohnungen sehr knapp. 

Es fällt Bezieher:innen von Sozialleistungen sowie 

von kleineren und mittleren Einkom-

men zunehmend schwer, geeigneten 

Wohnraum zu finden. Verdrängungs- 

und Segregationsprozesse finden 

statt. Hier ist neben dem Planungs-

recht mit klassischen Maßnahmen des 

geförderten Mietwohnungsbaus an-

zusetzen. Ziel muss es sein, die Anzahl 

an mietpreisgebundenen Wohnungen 

massiv zu erhöhen.  

Es gab und gibt keinen sozialen Wohnungsbau 

ohne staatliche Förderung! Die Förderung muss 

so angepasst werden, dass der Neubau von Woh-

nungen wirtschaftlich ist. Das gilt für die Förder-

sätze selbst als auch für die weiteren Rahmen-

bedingungen der Förderung. Die Mietobergrenze 

wird durch die vom Sozialhilfeträger/Jobcenter 

übernommenen Kosten der Unterkunft definiert 

(KdU Saarbrücken zurzeit 5,90 €). Das Delta zwi-

schen erzielbarer Miete und Baukosten (rund 12-13 

€) muss durch die Förderung ausgeglichen wer-

den. Das 2016 formulierte und 2019 reformierte 

Förderprogramm des Landes reicht nicht aus, um 

sozialen Wohnungsbau angemessen zu fördern.

S O Z I A L E N

WOHNUNGSBAU
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WOHNUNGEN
FÜR KLEINE
UND MITTLERE 
EINKOMMEN

Derzeit stehen für dieses und das kommende 

Jahr noch immer knapp 70 Mio. EUR an Förder-

mitteln für den sozialen Wohnungsbau zur Verfü-

gung – ein eindeutiger Hinweis für die mangelnde 

Attraktivität der Förderrichtlinien. Wir brauchen 

ein im Markt funktionierendes Förderprogramm. 

Bei der Aktualisierung des saarländischen För-

derprogramms sollte man sich in Hinblick auf 

Förderhöhe, Förderbedingungen und weitere 

Ausgestaltung am erfolgreichen Programm des 

Landes Rheinland-Pfalz orientieren. Die bislang 

noch auf Grundlage des alten Bundesgesetzes 

zur Wohnraumförderung beruhende Regelung 

sollte auf eine landesgesetzliche Grundlage ge-

stellt werden.

Fördersätze müssen mit der Preisentwicklung im 

Baubereich Schritt halten, z.B. durch Indexierung 

oder regelmäßige Anpassung. 

Gestaffeltes Förderprogramm
Neben klassischen Sozialwohnungen fehlen ins-

besondere auch bezahlbare Wohnungen für Nor-

malverdiener:innen mit kleineren und mittleren 

Einkommen. Ein gestaffeltes Förderprogramm 

nach dem Einkommen der Mieter:innen ist daher 

notwendig. Wir brauchen ein Programm zur För-

derung von Mietwohnungen für diese Personen-

gruppen, oberhalb der Mieten des klassischen 

sozialen Wohnungsbaus, wie z.B. beim Förderpro-

gramm in Rheinland-Pfalz.

Sozial durchmischte Quartiere
Wir wollen gemischte Wohnanlagen und Quar-

tiere, in denen Sozialmieter:innen, Mieter:innen 

mit kleinerem und mittlerem Einkommen sowie 

Mieter:innen mit marktüblichem Mietzins Tür an 

Tür leben. Förderprogramme und Städteplanung 

müssen entsprechend angepasst werden. 

Im Rahmen des städtischen Baurechts sollen 

Bauherren größerer Objekte des Mietwohnungs-

baus dazu verpflichtet werden, bestimmte Quo-

ten an Sozialwohnungen einzurichten. Insbeson-

dere in Verbindung mit der Inanspruchnahme 

staatlicher Wohnraumförderung entstehen so 

gemischte Wohnquartiere. Saarbrücken hat 2018 

eine Quotenregelung eingeführt, nach der bei 

Vorhaben über 20 Wohneinheiten 20% geför-

derter sozialer Wohnungsbau sowie 10% weitere 

preisgünstige Wohnungen zu erstellen sind.



Einsatz im Bund gegen Spekulation 
mit Wohnen und Bauen
Nicht zuletzt durch die Recherchen des Saarlän-

dischen Rundfunks und Correctiv rund um dubio-

se Immobiliengeschäfte in Ottweiler, wurde die 

Notwendigkeit deutlich, bundespolitisch gegen 

sogenannte Share Deals vorzugehen. Obwohl es 

dahingehend Übereinkunft im Koalitionsvertrag 

gibt, wurde ein Bundesratsvorstoß durch CDU/

CSU gestoppt.

Sanierung und Nachverdichtung
Bei der Wohnraumförderung sollte neben dem 

Neubau insbesondere auch die Renovierung, 

die Erweiterung bestehender Wohngebäude, 

etwa durch Dachgeschossausbau, die Umnut-

zung leerstehender Gewerberäume explizit be-

rücksichtigt werden. Auch durch den Ankauf von 

Belegungsbindungen bestehender Wohnungen 

lassen sich zusätzliche Sozialwohnungen in ge-

wachsenen Quartieren gewinnen. Das dient 

auch dem Ziel einer sozialen Durchmischung von 

Wohnquartieren.

Förderung von Wohnungsbau-
genossenschaften
Weit unter dem bundesdeutschen Durchschnitt 

ist der Anteil der Wohnungen, die im Saarland 

im Bestand von Wohnungsbaugenossenschaf-

ten sind. Die letztmalige Erhebung im Zensus 2011 

ergab, dass lediglich 0,1% der Wohnungen von 

Wohnungsbaugenossenschaften gehalten wer-

den, in Deutschland beträgt der Wert 1,5%.

Daher ist eine gezielte Beratung und Förderung 

der Gründung von Wohnungsbaugenossenschaf-

ten sinnvoll. Zwar wird bei der Förderung der SIKB 

der Erwerb wohnungsbaugenossenschaftlicher 

Anteile auch gefördert, eine gesonderte Förde-

rung erfolgt jedoch nicht. Da mit Erwerb von An-

teilen ein Dauernutzungsrecht begründet wird, 

das auch vor Effekten wie „Rausmodernisieren“ 

oder Eigenbedarfskündigungen schützt, erwirbt 

der Anteilseigner eine höhere Rechtssicherheit 

als „normale“ Mieter. Mieterhöhungen werden 

moderater umgelegt.

Wiedereinführung der Wohnungs-
gemeinnützigkeit
Auf Bundesebene sollte sich das Saarland für die 

Wiedereinführung der Wohnungsgemeinnützig-

keit einsetzen. Diese wurden 1989 mit der aus 

heutiger Sicht schon lange nicht mehr haltbaren 

Begründung abgeschafft, das Ziel der Schaffung 

von preiswertem Wohnraum für breite Schichten 

sei erreicht worden. Bis dahin waren Genossen-

FÖRDERUNG
VON 
GENOSSEN-
SCHAFTEN 



schaften und kommunale Wohnungsbaugesell-

schaften nach dem Wohnungsgemeinnützigkeits-

gesetz als gemeinnützig anerkannt. Ca. 3,3 Mio. 

bezahlbare Wohnungen waren in Verbindung mit 

der Gemeinnützigkeit geschaffen worden. 

Mit diesem Status sollen insbesondere folgende 

Bindungen verbunden sein: Besondere Mietpreis-

begrenzungen, Belegungsbindungen, Veräu-

ßerbarkeit der Immobilien grundsätzlich nur an 

andere gemeinnützige Wohnungsunternehmen, 

regulierte niedrige Ge-

winnausschüttungen (z.B. 

an kommunale Eigner). Im 

Gegenzug sind gemein-

nützige Wohnungsunter-

nehmen von Ertragssteu-

ern (Körperschafts- und 

Gewerbesteuer) sowie von 

der Grunderwerbsteuer zu 

befreien. Kommunen ist 

außerdem zu gestatten, 

für gemeinnützige Woh-

nungsunternehmen einen 

ermäßigten Grundsteuer-

hebesatz anzuwenden.

Weiter zu berücksichtigen 

wären eine besondere För-

derung für Pensionsfonds, 

Versorgungswerke oder 

Versicherungen, wenn sie 

als zwar niedrigverzins-

te, aber sichere Anlage in 

solche wohnungsgemeinnützigen Unternehmen 

investieren würden. Gerade in der bestehenden 

Niedrigzins-Phase könnte ein solches Instrument 

zu einer weiteren Bautätigkeit führen.

Unterstützung der Kommunen bei der Steue-
rung des Wohnungsbaus: Beschleunigung von 
Baugenehmigungen, Erleichterung des seriel-
len Bauens
Um den Wohnungsbau zu beschleunigen, zu ver-

einfachen und kostengünstiger zu gestalten, 

wäre die LBO so zu novellieren, dass bestimmte 

„vorgeplante“ Bauvorhaben zu privilegieren oder 

von der Genehmigungsbedürftigkeit ausgenom-

men sind. Dies könnten 

Modellprojekte oder Mus-

terwohngebäude darstel-

len. Baulücken in privater 

Hand, die dauerhaft nicht 

bebaut werden, sollen 

steuerlich zusätzlich belas-

tet werden.

 

Neue Formen des Woh-
nens
Es gilt auch die Attraktivi-

tät des Wohnens zu stär-

ken und im Hinblick städ-

tebaulicher Entwicklungen 

und neuer Bedürfnisse, 

neue Formen des Woh-

nens zu entwickeln. Ge-

sellschaften des Landes 

könnten mit der HBK ent-

sprechende neue Wohn-

formen entwickeln, gerade 

auf die Bedürfnisse junger Menschen zugeschnit-

ten. Auch die Schaffung von alten- und barriere-

freien Wohnungen, Umbauten, altersgerechtem 



Wohnen oder generationenübergreifendem Wohnen 

sind unterstützungswürdige neue Formen des Woh-

nens. Dazu wollen wir eine unabhängige Wohnbera-

tung im Saarland einführen. Solche Projekte könnten 

ebenfalls genutzt werden, um den ländlichen Raum zu 

stärken. Förderungen des Landes könnten darauf ab-

gestimmt werden. 

Auch die Nutzung von Leerständen für soziale und kul-

turelle gemeinnützige Zwecke kann sehr positive Aus-

wirkungen auf die Lebensqualität der Menschen im 

Quartier haben. Förderungen – auch für experimen-

telle Nutzungen und weitere Formen der Kreativwirt-

schaft – sollten verstetigt und ausgeweitet werden. 

Der steigenden Anziehungskraft der Tiny-House-Be-

wegung auf Menschen, die den traditionellen Wohn-

formen entfliehen wollen, nimmt auch bei uns mehr 

und mehr zu. Ausgewiesene Standortflächen können 

das alternative Wohnen offensiv ermöglichen.

Wohnraum für Studierende
Im Saarland besteht nur noch eine Unterbringungsquo-

te von 7,26% von Studierenden in Wohnheimen. Damit 

belegt das Saarland bundesweit einen der letzten Plät-

ze. Die Wohnungsnot bei Studierenden bezieht sich we-

niger auf den Mietpreis pro Quadratmeter, sondern auf 

das Fehlen kleiner Wohnungen und von Wohnheimplät-

zen. Daher braucht es hier auch ein anderes angepass-

tes Förderinstrument. Neben dem Studierendenwerk 

sollten so auch weitere öffentliche Akteure des Woh-

nungsbaus, Genossenschaften oder private Akteure 

Wohnungen schaffen.

Nachhaltiges Bauen
Neben der Schaffung bezahlbarer Wohnungen sollte 

insbesondere auch das nachhaltige Bauen aus Grün-

den des Umwelt- und Klimaschutzes und zur Steigerung 

der Wohn- und Wohnumfeldqualität gleichermaßen in 

den Blick genommen werden. Dabei ist auch die Nut-

zung nachwachsender Rohstoffe wie Holz im Baube-

reich zu fördern. 



ERHALTUNG
VON ORTSKERNEN

Während in einigen Gebieten die Schaffung von 

zusätzlichem Wohnraum – insbesondere im be-

zahlbaren Segment – im Zentrum steht, haben 

andere Bereiche mit steigendem Leerstand und 

dem Verlust von öffentlichen und privaten In-

frastrukturen zu kämpfen. Laut Landesregie-

rung gibt es 20.000 leerstehende Wohnungen 

im Land. Das betrifft Teile des ländlichen Raums, 

aber auch von Strukturwandel betroffene Städte. 

Hier ist eine entsprechende Planung und Förde-

rung auf die Erhaltung attraktiver Ortskerne und 

Städte zu richten, mit einer steuernden Wirkung 

in Hinblick auf Nachverdichtung, Vermeidung von 

Leerstand bis hin zum Abriss. Besonders kleinere 

und finanzschwache Kommunen im ländlichen 

Raum sollen finanziell, organisatorisch und fach-

lich dabei unterstürzt werden, den Wohnungs-

markt aktiv zu beeinflussen

Konzentration auf die Ortskerne
Eine Konzentration auf die Ortskerne ist zu ge-

stalten. Beim Leerstand sind gewerbliche Flächen 

miteinzubeziehen. Die bestehenden Maßnahmen 

des Landes zur Wohneigentumsförderung, z.B. 

für junge Familien, die leerstehenden Wohnraum 

im ländlichen Raum kaufen sollen, müssen aus-

gewertet und gegebenenfalls mit Blick auf die 

Zielsetzung lebendiger Ortskerne nachgebessert 

werden. Insgeamt müssen hierfür, auch durch 

den Bund, mehr Mittel bereitgestellt werden

Preisreduziertes Bauland
Die öffentliche Hand kann bei der Vergabe von 

Bauland auf Höchstpreise verzichten und die Ver-

gabe an bestimmte Mietpreise binden (Konzept-

vergabe). Die Kommunen sollten hier unterstützt 

werden, um die Nutzung brachliegender Grund-

stücke im Kernbereich zu fördern – etwa durch 

eine Unterstützung des Ankaufs entsprechender 

Grundstücke durch die Kommunen.

IIK A M P F  G E G E N

LEERSTAND UND 
VERÖDUNG

für attraktive Siedlungskerne



Steuerung durch den Landesentwicklungsplan 
Siedlung
Zentrales Steuerungsinstrument für die Auswei-

sung von Siedlungsflächen ist der Landesent-

wicklungsplan (LEP). Der zurzeit in Überarbeitung 

befindliche LEP muss darauf ausgerichtet wer-

den, Flächen für den Wohnungsbau verfügbar zu 

machen – ohne aber Zersiedlung und Flächen-

versiegelung im Außenbereich der Städte und 

Gemeinden unkontrolliert zu treiben. Die Wie-

dernutzung von Leerstand und Brachflächen 

muss Vorrang vor der Inanspruchnahme neuer 

Flächen haben. Anreize zur Innenverdichtung, zur 

Nutzung von Baulücken und zur Neunutzung von 

Brachflächen müssen gestärkt werden und die 

Kommunen in die Lage versetzt werden, diese 

Maßnahmen auch umzusetzen. Während in man-

chen Teilen des Landes Häuser leerstehen und 

Bauplätze nicht bebaut werden, ist es in ande-

ren Bereichen zunehmend unerschwinglich, Bau-

plätze für Eigenheime zu erwerben. Hier müssen 

Ausgleiche geschaffen werden, um Angebote für 

die Mitte der Gesellschaft auch in den Kommu-

nen machen zu können, die unter angespannten 

Wohnungs- und Grundstücksmärkten leiden.

Planungs- und Sanierungsrecht und 
Städtebauförderung
Das Planungs- und Sanierungsrecht sowie die 

Städtebauförderung stellen bereits einen guten 

Instrumentenkasten bereit, um die Belebung von 

Ortskernen und unter Leerstand leidende Quar-

tiere voranzutreiben. Hier steckt viel Potenzial, 

um neben sozialen Räumen

auch neuen 

Wohnraum durch 

Abriss und Neu-

bau oder Reno-

vierung zu schaf-

fen. Dazu müssen 

bestehende Pla-

nungs- und För-

derinstrumente 

angepasst, neue geschaffen und diese Instru-

mente systematisch miteinander verknüpft wer-

den.

Leerstandsmonitoring
Der fortschreitende demographische Wandel 

schafft neue Herausforderungen für bestehen-

de Quartiere. Mit einem gezielten Monitoring, wo 

Leerstand besteht und wo er droht bzw. zu er-

warten ist, lassen sich gezielt Planungen für eine 

neue Nutzung unterstützen. So kann Attraktivität 

erhalten oder neu geschaffen werden. Bei der Er-

stellung entsprechender Leerstandskataster und 

des Flächenmanagements müssen Gemeinden 

ggf. unterstützt werden. Soziales Quartiersma-

nagement sollte als Frühindikator einbezogen 

werden, um Probleme frühzeitig zu erkennen.

Während in manchen Teilen

des Landes Häuser leerste-

hen und Bauplätze nicht

bebaut werden, ist es in 

anderen Bereichen zuneh-

mend unerschwinglich.



Handlungsfähigkeit der Gemeinden 
sicherstellen
Die saarländischen Städte und Gemeinden müs-

sen eigene Investitionsanteile stemmen können, 

etwa bei der Sicherung geeigneter Flächen, beim 

Bau von Infrastruktur und sozialen Einrichtungen. 

Hier ist mehr Augenmaß der Kommunalaufsicht 

bei der Genehmigung von Investitionsplänen der 

Gemeinden bzw. eine Neuregelung der Genehmi-

gungsgrundsätze erforderlich. Das gilt insbeson-

dere auch für größere Leitinvestitionen, um Orts-

kerne und Quartiere wieder attraktiv zu machen. 

Zukunftsinvestitionen, die sich rechnen, müssen 

ermöglicht werden, unabhängig davon, ob die 

Gemeinden Sanierungskommunen sind! Auch 

die sinnvolle Inanspruchnahme 

eines Vorkaufsrechts für stra-

tegisch wichtige Grundstücke 

darf nicht an haushaltsrechtli-

chen Zwängen scheitern.

Insbesondere kleineren Ge-

meinden fehlt es oftmals an 

Mitarbeitenden mit dem notwendigen Know-

how, um komplexe Planungs-, Liegenschafts- 

und Fördermaßnahmen voranzutreiben und um-

zusetzen. Wir möchten sie hier durch die LEG als 

Dienstleister unterstützen. Vernetzungsmaßnah-

men und Runde Tische zum Erfahrungsaustausch 

(best practice) bilden einen wichtigen Baustein 

zur Kompetenzmehrung.

Quartiersentwicklung durch öffentliche Woh-
nungsbaugesellschaften
Bestehende kommunale Wohnungsbaugesell-

schaften sollten gestärkt werden und die Wohnför-

derpolitik – soweit möglich – darauf ausgerichtet 

werden, dass diese, ebenso wie Wohnungsbauge-

nossenschaften, in die Lage versetzt werden, die 

Mittel abzurufen. Landeseigene Gesellschaften 

wären in der Lage, Wohnprojekte zu projektieren, 

die auch die Ortskerne im ländlichen Raum stär-

ken. Eine ausreichende, leicht erreichbare Infra-

struktur ist notwendig, um eine weitere Hinwen-

dung zu den Ballungsräumen zu verhindern. Dies 

soll eine adäquate Versorgung mit Geschäften 

des täglichen Bedarfs beinhalten, Raum für die 

medizinische Allgemeinversorgung 

und Orte der sozialen Kommunikation.

IIIK O M M U N E N  S TÄ R K E N

UM DEN
WOHNUNGSBAU

voranzutreiben

Barrierefreies 
Wohnen könnte zu 

sozial angemessenen 
Preisen entwickelt 

werden.



Barrierefreies Wohnen muss zu sozial angemesse-

nen Preisen entwickelt werden. Der „Landflucht“ 

von Medizinern kann entgegengesteuert werden, 

wenn in solchen Anlagen preisgünstig Praxisräu-

me zur Verfügung gestellt werden. Generatio-

nenübergreifende Belegung könnten Synergie-

effekte schaffen. Hier könnten Kinderbetreuung, 

Geschäfte, Ärzte und Gemeinschaftsräume mit 

Wohnen kombiniert werden.

Wohnraum und Boden sind keine Spekulations-
objekte: Leerstand und Bauland mobilisie-
ren, Wohnungsaufsichts- und Zweckentfrem-
dungsverbots (Leerstand)gesetz 
Insgesamt obliegt der Gemeinde eine Sachver-

haltsermittlung im Hinblick auf Missstände, was 

auch auf die Ermittlung von Leerstand bzw. unbe-

bauter Grundstücke ausgedehnt werden könnte. 

Beim Hamburgischen Wohnraumschutzgesetz 

kann z.B. die zuständige Behörde zur Wiederzu-

führung des Wohnraums zu Wohnzwecken einen 

Treuhänder einsetzen, sofern der Verfügungs-

berechtigte eines Grundstückes nicht nachweist, 

dass er selbst innerhalb der von der zuständigen 

Behörde gesetzten Fristen die dafür erforderli-

chen Maßnahmen eingeleitet und durchgeführt 

hat. Die Einsetzung des Treuhänders kann mit 

dem Wohnnutzungsgebot verbunden werden. 

Im Saarland müsste das Gesetz so gestaltet sein, 

dass es Eingriffe nicht nur wegen einer Woh-

nungsnotlage rechtfertigt, sondern auch die Er-

haltung von Ortskernen oder Innenstädten, um 

gewerblichen Leerstand mitzuerfassen und auch 

Gebiete im ländlichen Raum ohne direkten Woh-

nungsengpass.
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GUTES UND 
BEZAHLBARES 
WOHNEN 
GEHT NUR 
GEMEINSAM.



Probleme dürften auch in städtischer Lage ge-

rade undurchsichtige Eigentümerstrukturen 

schaffen, z.B. bei Erbengemeinschaften, wenn 

die Erbengemeinschaft sich nicht auseinander-

setzen kann oder will und auch eine weiterge-

hende Nutzung deswegen unterbleibt. Hier hätte 

ein Treuhänder die Möglichkeit, den Leerstand 

einer Wohnnutzung zukommen zu lassen oder 

das Grundstück im Zweifel sogar zu veräußern. 

Mit entsprechenden Kompetenzen wäre ein Treu-

händer zu versehen. 

Eine sehr weitgehende Ausstattung von Kompe-

tenzen wäre auch verfassungsrechtlich gerecht-

fertigt.  Diesen Gestaltungsspielraum gilt es zu 

nutzen.

Bündnis für bezahlbares Bauen und Wohnen
Gutes und bezahlbares Wohnen geht nur ge-

meinsam. Das Saarland sollte dem Beispiel des 

Bundes und verschiedener Bundesländer fol-

gen und ein Bündnis für bezahlbares Bauen und 

Wohnen als Ort regelmäßigen Austauschs und 

gemeinsamer Planung etablieren. Mitglieder soll-

ten neben Land und Kommunen die Akteure der 

Wonhungs- und Bauwirtschaft, Mieterverbände, 

Wohlfahrtsorganisationen und Kammern sein. 

Nach einer einmaligen Einladung 2017 war diese 

Institution wieder in den Schubladen des Bau-

ministers verschwunden. Wir wollen das Bündnis 

wieder mit Leben füllen.
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